P R O T O K O L L
über die Gemeinderatssitzung

am Donnerstag, 7.12.2006, 19:00 Uhr

Ort: Gemeindeamt Ulrichskirchen

Eingeladen und anwesend waren:

Vizebgm. Rolf-Dieter Hensel
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GfGR Michael Neumann 
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GR Wolfgang Kraus

GR Ludwig Wernhart 




GR Wolfgang Kalser

GR Ing. Karl Jansky




GR Franz Busch
GR Prof. Mag. G. Schwaigerlehner


GR Ingeborg Esberger

GR Josef Binder




GR Klaus Schuster
GR Maria Schütz




GR Johann Krexner
GR Ing. Markus Köstler



GR Christian Mader

Vorsitz:
Bgm. Ernst Bauer

Protokoll:
Heidi Holzmann
TAGESORDNUNG:

Öffentlich:

1. Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

2. Genehmigung des Sitzungsprotokolls vom 17.10.2006
3. Gebarungseinschau vom 19.10. und 30.11.2006

4. Familienförderung

5. Förderung für Heizungsanlagen / erneuerbare Energie

6. Erhöhung Rettungsdienstbeitrag Rotes Kreuz

7. Bebauungsplan Sonnleithen Nord

8. Mitgliedschaft „Leader“

9. Fairtrade

10. Haushaltsvoranschlag 2007

11. Anfragen und Mitteilungen, die in die Kompetenz des Gemeinderates fallen

TO 1) Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:

Bgm.Ernst Bauer begrüßt die Anwesenden, stellt die Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die Sitzung. Er teilt mit, dass GR Karin Mayer die Gemeinderatsagenden zurückgelegt hat und begrüßt an ihrer Stelle Hrn. GR Ing. Markus Köstler, welcher von ihm am 27.11.2006 angelobt wurde.
Bgm. Bauer teilt weiters mit, dass zwei Dringlichkeitsanträge gem. § 46 Abs. 3 der NÖ Gemeindeordnung vorliegen:
Die unterzeichneten Gemeinderäte Vizebgm. Hensel und GfGR Stöckelmayer stellen die Anträge, folgende Tagesordnungspunkte in die Tagesordnung der Gemeinderatssitzung vom 07.12.2006 aufzunehmen:

· Ergänzung zu TO 11) der Gemeinderatssitzung vom 18.5.2000 „Erlassung genereller Richtlinien gem. § 35 NÖ Gemeindeordnung“
Beschluss: Der Dringlichkeitsantrag wird mit 11 Stimmen (9 ÖVP, 2 Grünes Kleeblatt) und 10 Gegenstimmen (SPÖ) angenommen und unter TO 11) der Tagesordnung behandelt.

· Verlängerung Pachtverträge
Beschluss: Der Dringlichkeitsantrag wird mit 11 Stimmen (9 ÖVP, 2 Grünes Kleeblatt) und 10 Gegenstimmen (SPÖ) angenommen und unter TO 12) der Tagesordnung behandelt.

Bgm. Bauer teilt weiters mit, dass TO 8) von der Tagesordnung genommen wird.

TO 2) Genehmigung des Sitzungsprotokolles vom 17.10.2006

Das Sitzungsprotokoll vom 17.10.2006 wird einstimmig genehmigt und gefertigt.
TO 3) Gebarungseinschau vom 19.10. und 30.11.2006
Am 19.10.2006 und 30.11.2006 fanden Gebarungseinschauen statt. Bgm. Bauer bittet den Prüfungsausschussobmann GR Kalser um seinen Bericht:

Prüfungsbericht Prüfungsausschusssitzung vom 19.10.2006

TO 1  Nachtragsvoranschlag:

          keine Beanstandung

TO 2 Aufwandsentschädigungen Mandatare:

         Als Aufwandsentschädigung wird Kilometergeld mitbezahlt. Pro Kilometer werden 

         € 0,376 bezahlt. Entsprechend dem § 26 EStG können steuerfrei bis zu € 0,38 bezahlt 

         werden. Keine Beanstandung.

TO 3 Neujahrsempfang Bürgermeister, Kosten


2004:
€ 1.037,59

2005:
€    861,89

2006:
€ 1.814,76

Im Jahr 2006 wurden die Verpflegung bzw. die Getränke von einer Fremdfirma zugeliefert. Die Kosten sind zwar stark gestiegen, jedoch muss man berücksichtigen, dass in den Jahren 2004 und 2005 der Neujahrsempfang mit eigenem Personal (Brote richten, Service) durchgeführt wurde, und die Personalkosten in Zeitausgleich abgegolten wurden. Diese Personalkosten sind in den Kosten der Jahre 2004 und 2005 nicht enthalten und können auch nicht beziffert werden. Welche Variante für die Gemeinde kostengünstiger ist, kann daher nicht festgestellt werden. 

TO 4 Stellplatzausgleichsabgabe:

Die Stellplatzausgleichsabgabe wird bis dato nicht vorgeschrieben. Seitens des Prüfungsausschusses bestehen Bedenken, dass bei Verzicht der Gemeinde auf 

eigene Steuern bzw. Abgaben der Bund die Bedarfzuweisungen kürzen könnte. Es wäre ratsam, dies abzuklären. 

TO 5 Mobiltelefonverträge:


Die Vertragsnehmer der Mobilfunkverträge sind Gemeinderäte bzw. der Bürgermeister. 

Es wurden je zwei Handys auf Hrn. Bauer, Hrn. Jansky, Hrn. Wernhart , Hrn. 

Stöckelmayer und Hrn. Holzbauer abgeschlossen. Diese Variante wurde gewählt, da bei dieser Konstellation für 12 Monate kein Grundentgelt anfällt. Zusätzlich zu diesen Verträgen gibt es Abtretungsverträge zwischen den Vertragsnehmern und der Gemeinde. Somit sind die Handys im Gemeindebesitz. Die Vertragskonstellation ist damit geklärt.

TO 6 Abrechnung Wasserschaden Schule:


Gesamtsumme Wasserschaden: € 82.808,26.


In der Rechnungsaufstellung sind anteilige Verwaltungskosten der Gemeinde, Personalaufwand für die Bauüberwachung, Beweissicherung bzw. erhöhte Reinigung nicht enthalten. Es wäre abzuklären, ob diese Aufwendungen nicht auch einklagbar wären. In diesem Falle sollte eine Ausweitung der Klagssumme ins Auge gefasst werden

Stellungnahme des Bürgermeisters

Der Bericht zu TO 1-3 und TO 5 wird zur Kenntnis genommen.
zu TO 4: Stellplatzausgleichsabgabe

Bezüglich der Stellplatzausgleichsabgabe gibt es seitens des Landes die unterschiedlichsten Auskünfte; zu Kürzungen der Bedarfszuweisungen wird es jedoch nicht kommen. Eine schriftliche Stellungnahme wird noch erwartet.

zu TO 6: Abrechnung Wasserschaden Schule

Die Verwaltungskosten, auch die Reinigungskosten, die von den Gemeindebediensteten durchgeführt worden sind, sind lt. Auskunft unseres Rechtsvertreters, Dr. Georg Getreuer, nicht einklagbar. Dies wäre nur dann möglich, wenn diese Kosten durch Aushilfskräfte bzw. durch nachweisbare ausbezahlte Überstunden, ausschließlich auf diese Tätigkeit bezogen, entstanden wären.
Beilage zur Prüfungsausschusssitzung vom 30.11.2006.

TO: Haushaltsvoranschlag

In allen Kapiteln ist aufgefallen, dass die Sozialversicherungsbeiträge (DGB Sozialversiche-rung VB) rechnerisch mit den Lohnkosten nicht übereinstimmen. Es wird ersucht die Berechnung zu überprüfen.

Folgende Fragen konnten nicht beantwortet werden.

250000 861000 Förderung von LRG von 7.000 auf 4.200 ebenso 

250000 863000 Förderung von der Gemeinde. Auch bei den Ausgaben sind diese Beträge

angesetzt (250000 757000). Wie wurden diese errechnet?

Warum ist bei dem Kapitel 250000 728000 sonstige Leistungen (Essen Getränke) von 6.500 auf 5.000 herabgesetzt worden, obwohl das Essen bei Aprea teurer ist wie bei Gourmet.

Stellungnahme des Bürgermeisters
Nach nochmaliger Kontrolle der Sozialversicherungsbeiträge wurde folgende Feststellung getroffen:

Kapitel 1/0100 – 5810
Hauptverwaltung fehlen


1.600,00 €

Kapitel 1/2400 – 5810
Kindergarten fehlen


1.400,00 €

Kapitel 1/8500 – 5810
Wasserversorgung fehlen

   600,00 €

Kapitel 1/8510 – 5810
Abwasserbeseitigung fehlen 

   600,00 €

250000 – 861000
Hortförderung

Wurde in Anpassung an das Jahr 2006 erstellt. Die Förderung seitens der Gemeinde ist in gleicher Höhe wie die Landesförderung, daher 4.200,00 €.

Berechnung

Wir erhalten vom Land NÖ € 25,50 pro Kind welches über 20 Stunden im Monat im Hort betreut wird.

Im Berechnungmonat September 2006 war das 15 Kinder.

15 Kinder mal 25,50 = 382,5 mal 11 Monate = 4.207,50

Es wurden daher € 4.200,00 in den HHVA 2007 aufgenommen.

Sollten sich Kinder abmelden, werden die Förderungen weniger, andernfalls erhöhen sich diese.

Dementsprechend ändern sich die Förderungen, daher Anpassung an das Jahr 2006.

250000 – 728000
Hort – sonstige Leistungen (Essen/Getränke) wurden mit 5.000,00 € angesetzt. In gleicher Höhe wie die Einnahmen Konto 2/25000 – 810200. Beiträge Essen und Getränke.

Sollten mehr Kinder das Essen in Anspruch nehmen, ändern sich die Einnahmen und Ausgaben in gleicher Höhe.

Die Ausführungen des Obmannes des Prüfungsausschusses GR Kalser bzw. die Stellungnahmen des Bürgermeisters werden einstimmig zur Kenntnis genommen.

TO 4) Familienförderung

Der Arbeitskreis mit GR Schütz, VizeBgm Hensel und GfGR Wohner hat nun die folgende Fördermöglichkeit von finanzschwachen Familien erarbeitet:

Richtlinien

zur Familienförderung

Gefördert werden bis zu 50 % des Kostenbeitrages für die Nachmittagsbetreuung bei Anmeldung für das gesamte Kindergartenjahr, unter Berücksichtigung des Familieneinkommens und der Förderungshöhe durch das Land NÖ. 

Bei später Eintretenden ab dem Zeitpunkt der Inanspruchnahme der Nachmittagsbetreuung.

Berechnung der Förderung:

Der Armutsgefährdungsschwellen-Wert von derzeit € 848,-- (errechnet von der Statistik Österreich) multipliziert mit den Gewichtungsfaktoren:

1. Erwachsener =  1,0 
2. Erwachsener =  0,8
Alleinerzieher = 1,4

Kind bis inkl. 10 Jahre = 0,4

Kind von 11 bis inkl. 14 Jahre = 0,6 

Kind über 15 Jahre = 0,8

Das Ansuchen ist halbjährlich beim Gemeindeamt zu stellen, unter Vorlage der Unterlagen des Familieneinkommens bzw. der Bekanntgabe der im Haushalt mit Hauptwohnsitz gemeldeten Personen.  Die Förderung wird dann auf das angegebene Konto überwiesen (die monatlichen Beiträge müssen bezahlt sein).

Als Familieneinkommen im Sinne dieser Richtlinien gilt das monatliche Nettoeinkommen aller im Haushalt lebenden Familienmitglieder und eines Lebensgefährten/einer Lebensgefährtin einschließlich Alimente, Arbeitslosen-, Notstands- und Sondernotstandshilfe; ohne Familienbeihilfe.

Auf die Förderung besteht kein Rechtsanspruch. Über die Bewilligung oder die Ablehnung erhält der/die Förderungswerber(in) eine schriftliche Verständigung.

Der/Die Antragsteller(in) ist verpflichtet, jede Änderung in den Voraussetzungen zur Gewährung der Familienförderung unverzüglich beim Gemeindeamt zu melden. 

Beispiel: Familieneinkommen € 2.200,--; Familie mit 2 Kindern (4 und 8 J.)

€ 848,-- x  2,6 (=1,0 + 0,8 + 0,4 + 0,4)  =  €  2.204,80

Land NÖ: keine Förderung (Grenze € 1.853,80)

Gemeinde: übernimmt 50 % der Kosten 

Diese Richtlinien gelten rückwirkend ab 1. September 2006 und bleiben bis auf Widerruf in Kraft.

Beschlossen in der GR-Sitzung am ……………………

Antrag Bgm. Bauer: Die Richtlinien zur Familienförderung in vorgelegter Form zu beschließen.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO 5) Förderung für Heizungsanlagen / erneuerbare Energie

Der hiefür eingerichtete Arbeitskreis (VizeBgm Hensel, GfGR Busch und GR Schütz) hat nun die nachstehenden Richtlinien für die Förderung erarbeitet:

Richtlinien über die Förderung zur Errichtung von Anlagen zur Ressourcenschonung in der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach
1. Förderungsgegenstand:

Gefördert wird die erstmalige Anschaffung von

a) Solaranlagen zur Warmwasseraufbereitung

b) Solaranlagen zur Warmwasseraufbereitung und Zusatzheizung 

c) Wärmepumpenanlage zur Warmwasseraufbereitung

d) Wärmepumpenanlagen zur Beheizung und Warmwasseraufbereitung

e) Holzvergaserheizungen mit Pufferspeicher

f)  Hackschnitzelheizungen mit automatischer Brennstoffzufuhr

g)  Pelletsheizung mit automatischer Brennstoffzufuhr

h)  Pelletskamine zur Beheizung von mehr als einem Wohnraum 

i)  Photovoltaikanlagen 

j)  Errichtung von Wärmeschutzfassaden 

k) Wärmedämmung der obersten Geschossdecke 

l)  Biomasseheizungsanlagen 

m) Regenwassernutzung 

n) raumluftunabhängige Kachelöfen 

2.) Art und Höhe der Förderung

Sämtliche Förderungen werden nur für Einfamilienhäuser gewährt.

Die Förderung der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach besteht aus einem einmaligen nicht rückzahlbaren Kostenbeitrag zu den Anschaffungs- und Errichtungskosten nur einer Ganzhausheizungsanlage. 

Die Höhe des jährlichen Gesamtfördervolumens wird im jeweiligen Budget-Voranschlag festgelegt.

Die Förderungen werden nach dem Eingangsdatum gereiht. Sollte der Budgetrahmen erschöpft sein, wird das Ansuchen im folgenden Jahr behandelt.

Die Höhe des Förderungszuschusses beträgt bei:

a) Solaranlagen zur Warmwasseraufbereitung  € 218, -- 

b) Solaranlagen zur Warmwasseraufbereitung und Zusatzheizung ab
     einer  Fläche von 16 m² € 400,--

c) Wärmepumpenanlage zur Warmwasseraufbereitung € 218,-- ;

d) Wärmepumpenanlagen zur Beheizung und Warmwasseraufbereitung € 300,--;

e) Holzvergaserheizungen mit Pufferspeicher € 400,--

f) Hackschnitzelheizungen mit automatischer Brennstoffzufuhr € 400,--

g) Pelletsheizung mit automatischer Brennstoffzufuhr € 400,--

h) Pelletskamine zur Beheizung von mehr als einem Wohnraum € 150,--

i) Photovoltaikanlagen mit mindestens 1kWp € 400,-

j) Errichtung von Wärmeschutzfassaden (mindest U-Wert 0,25W/m²k) € 150,--; Die Benützungsbewilligung/Fertigstellungsmeldung für das zu fördernde Einfamilienhaus ist seit mindestens fünf Jahren in Rechtskraft.


k) Wärmedämmung der obersten Geschossdecke (mindest U-Wert 0,15W/m²k) € 150,--      

Die Benützungsbewilligung/Fertigstellungsmeldung für das zu fördernde Einfamilienhaus ist seit mindestens fünf Jahren in Rechtskraft.

l) Biomasseheizungsanlagen (außer Holz, Hackschnitzel und Pellets) € 400,--

m) Regenwassernutzung (WC-Spülung, Betrieb der Waschmaschine etc.);
Zisterne ab 5m³ ; € 150,--
Der Einbau der Zisternen ist der Baubehörde anzuzeigen. Die Nutzwasserleitung darf nicht mit der öffentlichen Wasserleitung in Verbindung stehen. Die Nutzwasserleitung und deren Wasserentnahmestellen sind zu kennzeichnen.  

n)  raumluftunabhängige Kachelöfen € 400,-- (das sind ortsfestgesetzte, zentral in der Wohnungseinheit angeordnete Öfen, beheizt mit Biomasse, die über einen feuerungstechnischen Wirkungsgrad von mindestens 80% verfügen; der Kachelofen muss 70% der Gebäudeheizlast decken (Vorlage einer Bestätigung durch einen Fachbetrieb)

Die direkte Beheizung von Schwimmbädern wird nicht gefördert

3.) Förderungswerber

Förderungswerber können nur natürliche Personen sein mit Hauptwohnsitz in der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach.

4.) Förderungsansuchen

Das Ansuchen um Förderung ist schriftlich mittels aufgelegtem Formblatt beim Gemeindeamt Ulrichskirchen, Kirchenplatz 3, 2122 Ulrichskirchen einzubringen.

Dem Förderungsantrag sind folgende Unterlagen beizuschließen:

a) bewilligte Bauanzeige/Fertigstellungsanzeige oder erforderliche Baubewilligung (Lageskizze)

b) Rechnung und Zahlungsbelege eines befugten Gewerbetreibenden über die Anschaffung und Errichtung der zu fördernden Anlage 

c) Inbetriebnahmebestätigung eines Fachbetriebes

Das Ansuchen um Förderung ist bis spätestens ein Jahr nach Inbetriebnahme bzw. Errichtung einzubringen.

Die Förderung nach den Richtlinien wird im Gemeindevorstand bewilligt. Es besteht kein Rechtsanspruch auf Förderung.

Über die Bewilligung bzw. Ablehnung des Förderansuchens erhält der Förderungswerber eine schriftliche Verständigung mit der entsprechenden Begründung bei einer eventuellen Ablehnung.

Diese Richtlinien gelten rückwirkend ab 1.1.2006 für ab 1.1.2006 in Betrieb genommene und bewilligte Anlagen.

Antrag Bgm. Bauer: Die Richtlinien über die Förderung zur Errichtung von Anlagen zur Ressourcenschonung in der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach zu genehmigen.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO 6) Erhöhung Rettungsdienstbeitrag Rotes Kreuz

Die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach hat mit dem Roten Kreuz, Bezirksstelle Mistelbach, einen Rettungsdienstvertrag abgeschlossen. Für die Erfüllung dieses Vertrages wurde ein Betrag von 2,20 € pro Einwohner festgesetzt.

Dieser Kostenbeitrag pro Einwohner soll nun auf 3,00 € erhöht werden.

Antrag Bgm. Bauer: Den Rettungsdienstbeitrag von 2,20 auf 3,00 € pro Einwohner zu erhöhen.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen
TO 7) Bebauungsplan Sonnleithen Nord

Um die optimale Umsetzbarkeit der bereits im Auflagebericht enthaltenen Ziele der Gemeinde umsetzen zu können, sind die folgenden geringfügigen Änderungen zu beschließen:

· Die maximale Bebauungshöhe wird südseitig mit 7,5 m bzw. an der Nordseite mit 6,5m festgelegt.Begründung: Da das Straßenprojekt mit den Höhenangaben erst seit Mitte November vorliegt, sind die genauen Geländeneigungen und Höhenunterschiede erst seit diesem Zeitpunkt bekannt. In Zusammenhang mit bautechnischen Erfordernissen ist die Erhöhung erforderlich.

· Daraus resultierend: Entfall der Bestimmungen zum Geländeniveau „Die Veränderung des Geländeniveaus der Grundstücke über das Niveau der angrenzenden Straßenfluchtlinie ist verboten“
· Ist aufgrund der Geländeverhältnisse die Errichtung einer Einfriedung gegen öffentliche Verkehrsflächen als Stützmauer erforderlich, so dürfen diese eine Höhe von 1,80m, gemessen ab dem angrenzenden Straßenniveau, nicht überschreiten.

· Auf Stützmauern gemäß § 3 Abs. 1.2 dürfen Einfriedungen gemäß § 3 Abs. 1.1 errichtet werden.Begründung:Aufgrund der Geländeneigung ist die Errichtung von Stützmauern teilweise notwendig. Darauf aufsetzende Einfriedungen dienen nicht zuletzt als Absturzsicherung. Neuer Zusatz: Die Ausführung der Einfriedungen muss die aus verkehrlicher Sicht erforderlichen Sichtbezüge im Bereich von Kreuzungen und Ausfahrten der Verkehrsflächen gewährleisten. Ist dies nicht möglich, so muss die Verkehrssicherheit durch andere Maßnahmen gewährleistet werden. Begründung: In manchen Fällen ist die Ausgestaltung der Einfriedungen unter Einhaltung der aus verkehrlicher Sicht erforderlichen Sichtbezüge im Bereich von Kreuzungen und Ausfahrten nicht möglich (z.B. bei Stützmauern aufgrund der Geländeverhältnisse). In diesen Fällen sind andere Maßnahmen zu setzen (Aufpflasterungen oder Stoptafeln an Kreuzungen, Spiegel gegenüber von Kreuzungen und Ausfahrten, …).

Nachstehend die Verordnung zu obigen Änderungen:

K U N D M A C H U N G

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach hat in seiner Sitzung am 07.12.2006, TOP 7, für den Bereich “Sonnleithen Nord” in der KG Schleinbach folgende Verordnung beschlossen:

V E R O R D N U N G
§ 1 Bebauungsplan

Auf Grund des § 72 Abs. 1 der NÖ Bauordnung 1996, LGBl. 8200 in der geltenden Fassung wird ein Bebauungsplan für den Bereich „Sonnleithen Nord“ in der Katastralgemeinde Schleinbach erlassen, welcher die in der zugehörigen Plandarstellung durch schwarze Signaturen und Umrandungen dargestellten Bebauungsbestimmungen bzw. Kenntlichmachungen enthält.

§ 2 Allgemeine Einsichtnahme

Die in § 1 angeführte und von Dipl.Ing. Hans Kordina, Ingenieurkonsulent für Raumplanung und Raumordnung am 23.11.2006 verfasste Plandarstellung mit der GZ: B-06/11/001, welche mit einem Hinweis auf diese Verordnung versehen ist, liegt im Gemeindeamt während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 

§ 3 Bebauungsbestimmungen

Gemäß § 69 Abs. 2 der NÖ Bauordnung 1996, LGBl. 8200 in der geltenden Fassung werden folgende zusätzliche Bebauungsbestimmungen erlassen:

1

Einfriedungen

1.1
Einfriedungen gegen öffentliche Verkehrsflächen dürfen eine Höhe von 1,20 m, gemessen ab dem angrenzenden Straßenniveau, nicht überschreiten.

1.2
Ist auf Grund der Geländeverhältnisse die Errichtung einer Einfriedung gegen öffentliche Verkehrsflächen als Stützmauer erforderlich, so dürfen diese eine Höhe von 1,80 m, gemessen ab dem angrenzenden Straßenniveau, nicht überschreiten.

1.3
Auf Stützmauern gemäß § 3 Abs. 1.2 dürfen Einfriedungen gemäß § 3 Abs. 1.1 errichtet werden.

1.4
Die Ausführung der Einfriedungen muss die aus verkehrlicher Sicht erforderlichen Sichtbezüge im Bereich von Kreuzungen und Ausfahrten der Verkehrsflächen gewährleisten.

2
Nebengebäude und Kleingaragen dürfen nur in einem Mindestabstand von 5,0 Metern zur Straßenfluchtlinie errichtet werden.

3
Die Errichtung von Werbeanlagen ist untersagt.

§ 4 Schlussbestimmungen

Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung mit dem auf den Ablauf der zweiwöchigen

Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft.

Antrag Bgm. Bauer: Den Teilbebauungsplan für Sonnleithen Nord mit den geringfügigen Änderungen und die Verordnung zu beschließen
Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO 8) Mitgliedschaft „Leader“

Abgesetzt.
TO 9) Fairtrade

Als Klimabündnisgemeinde soll die Gemeinde Vorbildwirkung zeigen, indem Produkte des fairen Handels bevorzugt angeschafft werden.
Antrag Vizebgm. Hensel: Der Gemeinderat möge die Absichtserklärung beschließen, bei Beschaffung durch die Gemeinde Produkte mit dem FAIRTRADE Gütesiegel im Sinne einer Vorbildwirkung zu berücksichtigen.

Dabei sollen österreichische Produkte, die im Sinne des FAIRTRADE Gedanken produziert werden, bevorzugt werden.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO 10) Haushaltsvoranschlag 2007

Der HHVA 2007 lag in der Zeit vom 23.11.2006 bis 07.12.2006 während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur allgemeinen Einsichtnahme auf. 

Bei der Prüfung durch den Prüfungsausschuss am 30.11.2006 ergaben sich Differenzen hinsichtlich der Dienstgeberbeiträge (DGB) im Zusammenhang mit den Geldbezügen:
Kapitel 1/0100 – 5810
Hauptverwaltung fehlen

1.600,00 €

Kapitel 1/2400 – 5810
Kindergarten fehlen


1.400,00 €

Kapitel 1/8500 – 5810
Wasserversorgung fehlen

   600,00 €

Kapitel 1/8510 – 5810
Abwasserbeseitigung fehlen 

   600,00 €

GfGR Busch: Kreditaufnahme für den Ankauf von 2 Immobilien – ist dies maastrichtkriteriengerecht? 

GfGR Stöckelmayer: Entspricht den Kritierien.
Bgm. Bauer: Schlägt vor, den HVA in dieser Form zu genehmigen, die Korrekturen mit den NVA vorzunehmen.

Vizebgm. Hensel: Das Grüne Kleeblatt stimmt dem HVA zu, weist jedoch wieder darauf hin, dass für den Ankauf des Wagner Wirtshauses noch immer kein greifbares Konzept vorliegt.

GfGR Wohner: Es gibt nur den Ankauf, jedoch keine Posten bezüglich Abriss, Neuanlage der Straße, Gehsteige, etc.

GfGR Busch: Die SPÖ stimmt gegen den HVA, da der Ankauf des Wagner Wirtshauses noch immer berücksichtigt wird, obwohl ein GR Beschluss existiert, in welchem der Ankauf bereits abgelehnt wurde.
Antrag Bgm. Bauer: Den Haushaltsvoranschlag in vorliegender Form zu genehmigen

Beschluss: Antrag mit 11 Stimmen angenommen (9 ÖVP, 2 Grünes Kleeblatt). 10 Gegenstimmen (SPÖ).
TO 11) Ergänzung zu TO 11) der Gemeinderatssitzung vom 18.5.2000 „Erlassung genereller Richtlinien gem.§35 NÖ Gemeindeordnung“
GfGR Stöckelmayer: Der Gemeinderat hat am 18.05.2000 generelle Richtlinien erlassen, dass Subventionen und Bestandsverträge in die Kompetenz des Gemeindevorstandes fallen. 

Antrag: Der TO 11 von GR-Sitzung vom 18.05.2000 ist wie folgt zu ergänzen:

Kommt ein Beschluss im Vorstand nicht zustande, dann soll der Gemeinderat darüber entscheiden.

Beschluss: Antrag mit 11 Stimmen angenommen (9 ÖVP, 2 Grünes Kleeblatt). 10 Gegenstimmen (SPÖ).
19:42: GfGR Busch bittet um eine 3minütige Sitzungsunterbrechung. Die gesamte SPÖ Fraktion verlässt den Raum
19:45: Die SPÖ Fraktion betritt den Raum, die Sitzung wird fortgesetzt.

TO 12) Verlängerung Pachtverträge

Die Pachtverträge mit den Landwirten laufen Ende des Jahres aus. Laut Empfehlung der Bauernkammer sollte man diese bis einschließlich 2013 verlängern, dass der Pächter nicht Gefahr läuft, Förderungen seitens der EU zu verlieren.

Antrag: Die Pachtverträge mit den Pächtern lt. beigelegter Liste um EUR 1,50/ar bis einschließlich 2013 zu verlängern.

GfGR Busch: Er weist auf folgende Punkte hin: Die Indexanpassung sei seiner Meinung nach gerechtfertigt. Die Laufzeit hätte die SPÖ Fraktion erst in der Gemeindevorstandssitzung erfahren. Er hätte gehört, dass die Pachtverträge bereits vor der Gemeindevorstandssitzung ausgesandt und unterschrieben wurden. 

Weiters gibt er zu bedenken, dass 3 Gemeinderäte anwesend sind, die seiner Meinung nach befangen sind (Holzbauer Josef, Ing. Köstler Markus, Krexner Johann), d.h. lt. GO nicht mitstimmen dürften.

Beschluss: Antrag mit 11 Stimmen angenommen (9 ÖVP, 2 Grünes Kleeblatt). 9 Gegenstimmen (SPÖ), 1 enthaltene Stimme (GR Johann Krexner, SPÖ)
TO 13) Anfragen und Mitteilungen, die in die Kompetenz des Gemeinderates fallen

Bgm. Bauer: Dem GR Protokoll dieser Sitzung werden die Jahresberichte der Arbeitskreise beigelegt. Weiters hatte er einen Termin bei Baudirektor Gruber bezüglich Umfahrung, im Frühjahr soll es eine Informationsveranstaltung geben. Eine weitere Informationsveranstaltung soll im Jänner bzw. Februar 2007 bezüglich Erdanschüttung auf Grund Bulgarini neben der Kläranlage geben, auf diesem Areal soll Erde der möglichen Autobahn gelagert bzw. belassen werden. Dr. Martin Stifter hat um Unterstützung eines möglichen „Weinviertel Taxi“ vorgesprochen. Seine Vorstellungen bzw. Pläne gehen dahin, dass ein Taxiangebot für Einkaufsfahrten, für Fahrten zum und vom Bahnhof, Gasthaus, Heurigen, etc. gegen eine Förderung von der Gemeinde von EUR 100,00 / Monat.
GfGR Wohner: Könnte dieses Projekt nicht in der Kleinregion behandelt bzw. durchgeführt werden werden (hier wäre lt. Hrn. Stifter eine Förderung von EUR 500,00 / Monat notwendig, d.h. die Förderungen der einzelnen Gemeinden fielen weg).
Vizebgm. Hensel: Wie geht das dann weiter? Wird die Kleinregion von der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach beauftragt, mit Hrn. Stifter in Verhandlung zu treten oder setzen wir uns mit ihm zusammen?

Bgm. Bauer: Wenn, dann sollten alle umliegenden Gemeinden einen Nenner finden um gemeinsam mit der Kleinregion ein Gespräch bzw. eine Lösung zu suchen.
GR Mader: Wie sehen nach 3 Monaten mit der neuen Hortabrechnung die Zahlen aus?

GR Schütz: Fr. Figar wird das Hortkonto im Jänner „zwischenabrechnen“. Dann können Ergebnisse bekannt gegeben werden.

GR Esberger: Es werden wieder vermehrt Feldwege umgeackert, tlw. Gemeindegrund (Hinterleuthenweg, Grünstreifen). Können hier Maßnahmen gesetzt werden? Schreiben senden?

GfGR Wohner: Strafen könnten angedacht werden?

GfGR Wohner: Die Stadtgemeinde Wolkersdorf hat ein Angebot der ÖBB vorliegen für einen zusätzlichen Nachtzug am Wochenende (Ankunft Ulrichskirchen ca. 03:00, Schleinbach 03:04). Kosten für die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach EUR 10,00 pro Tag, d.h. EUR 20,00/Woche.
Bgm. Bauer: Sollte Wolkersdorf dieses Angebot in Anspruch nehmen, wird sich die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach ebenfalls beteiligen.

GfGR Wohner: Ist es richtig, dass die Obfrau der Kleinregion, Fr. DI Steindl, eine zusätzliche Kraft, befristet auf 6 Monate, eingestellt hat. Ist das richtig und darf sie das?`

Bgm. Bauer. Es wurde eine Kraft befristet auf 3 Monate für die Erstellung der Homepage durch den Vorstand eingestellt.
Vizebgm. Hensel: Es sollte bei der ÖBB nachgefragt werden, wo der Unterschied zwischen dem derzeitig geförderten Nachtzug und dem neuen Angebot liegt, da der Kostenunterschied so hoch ist. Weiters bittet er den Bürgermeister, dass er die Ergebnisse der Vorstandssitzungen der Kleinregion im Gemeindevorstand bespricht bzw. die Vorstandsprotokolle weitergibt.

Bgm. Bauer: Er nimmt diese Anregung auf.

GR Köstler: Winterdienst 2006/2007: Gibt es eine Einteilung bzw. wie schaut die aus und wird diese für die Bevölkerung öffentlich gemacht?

Bgm. Bauer: Es gibt eine konkrete Einteilung, welche jeder Ortsvorsteher mit dem Betreiber des Winterdienstes nach Priorität verfasst hat. Diese liegt in jedem Gemeindeamt auf und wird auch im kommenden Gmoablattl veröffentlicht.
GfGR Wohner: Nach welchen Kriterien wurde die Teilzeitkraft der Kleinregion aufgenommen? Hat es eine Ausschreibungen gegeben? Es gäbe sicher auch in unserer Gemeinde genügend Studenten, welche sich gerne etwas dazuverdienen möchten. Wir sind eine Kleinregion und es sollte nicht alles nur von Wolkersdorf entschieden werden.

Bgm. Bauer: Hier wurde spontan entschieden. Er wird dies jedoch dem Vorstand weitergeben.

GfGR Busch bedankt sich namens der SPÖ Fraktion für die gute Zusammenarbeit und wünscht allen Mitgliedern des Gemeinderats und den Familien ein frohes Weihnachtsfest und einen guten Rutsch ins Neue Jahr. Weiters bedankt er sich bei der Gemeindeverwaltung und allen Bediensteten für die im Jahr 2006 erbrachten guten Leistungen.
Vizebgm. Hensel und GfGR Stöckelmayer schließen sich namens ihrer Fraktionen diesen Wünschen an.

Bgm. Bauer bedankt sich ebenfalls für die Zusammenarbeit, wünscht allen Mitgliedern des Gemeinderates und deren Angehörigen ein frohes besinnliches Weihnachtsfest, einen guten Rutsch ins Neue Jahr. Ebenfalls bedankt er sich auch bei der Gemeindeverwaltung für die gute Zusammenarbeit.

Bgm. Bauer beendet, da es keine weiteren Anfragen und Mitteilungen gibt, um 20:09 Uhr die Sitzung.
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